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Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,
in den Straßen weihnachtet es bereits. Die
Dekorationen für das Fest hängen. Die Stim-
mung unter uns Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes ist aber alles andere als weihnacht-
lich. In den Ländern werden die Öffnungsklau-
seln brutal genutzt: Das Weihnachtsgeld wird
abgesenkt, das Urlaubsgeld weitgehend gestri-
chen. Die Arbeitszeit für Beamte wird zum Teil
massiv erhöht. Da kommt keine Freude auf. Die
Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ist den Ministerpräsidenten offensichtlich
gleichgültig. Wer die Beschäftigten in den
Finanzämtern frustriert, schneidet sich selbst
ins Fleisch. Diese Erkenntnis ist bei den Minis-
terpräsidenten offenbar noch nicht angekom-
men. Deshalb müssen wir in den Ländern unse-
ren Protest fortsetzen und verstärken. Der Griff
in die Taschen der Beamtinnen und Beamten
verletzt einseitig deren Rechte. In diesem Fall
darf sich keiner wundern, wenn die betroffe-
nen Beamtinnen und Beamten darüber nach-
denken, mit welcher Intensität sie ihre Pflich-
ten noch erfüllen. Wenn die Chefs der Landes-
regierungen verkünden, dass sie eine einseitige
Verschlechterung für die Beamten nicht wün-
schen und deshalb auch bei den Tarifbeschäf-
tigten bestehende Tarifverträge ändern wollen,
so wissen sie gleichwohl, dass sie im Tarifbe-
reich nicht „per order de muffti“ agieren kön-
nen. Es spricht auch nicht vom partnerschaftli-
chen Geist, wenn man uns im Tarifbereich an-
droht, aus den bestehenden Tarifverträgen aus-
zusteigen und die Nachwirkung zu unterlau-
fen. Die derart drohen müssen wissen, dass die
Zeiten absoluter Herrscher vorbei sind. Die
Konfrontation geht soweit, dass einige Mini-
sterpräsidenten angekündigt haben, aus den
bestehenden Tarifverträgen und Tarifverbün-
den auszuscheren und selbst Streiks in Kauf
nehmen zu wollen. Wir halten dies für einen
falschen Weg. Wir alle wissen, dass die Kassen
leer sind. Wir Steuerleute wissen auch, warum

sie leer sind. Deswegen benennen wir stets die
Probleme auf der Eingangsseite. Denn dort liegt
der Schlüssel. Wenn sich die Einnahmen nicht
verbessern, wird sich das Land kaputt sparen
müssen. Davon hat niemand etwas. Es wird sich
auch kein Ministerpräsident damit profilieren
können, wenn es wegen falscher Entscheidun-
gen weiter bergab geht. Die Wirtschaft kommt
aber nicht in Schwung, wenn den Konsumenten
nichts auf die Hand gegeben wird. Gerade beim
Weihnachtsgeld war es stets so, dass der aller-
größte Teil in den Konsum floss und somit wie-
der Steuereinnahmen entstanden. Auch im
öffentlichen Dienst Beschäftigte sind Konsu-
menten und würden den Wirtschaftskreislauf
stärken, wenn sie das nötige Kleingeld hätten. 

Wir erleben in diesen Tagen und Wochen auch,
wie machtlos unsere Parlamentarier geworden
sind. Die Ministerpräsidenten bestimmen und
die Abgeordneten stehen stramm und stimmen
ohne Wenn und Aber zu. Sie laufen mit dieser
Haltung Gefahr, dass immer mehr Wähler fra-
gen, wozu das alles? Brauchen wir so viele Par-
lamentarier? Brauchen wir so große Parlamen-
te, wenn ihre Mitglieder doch nichts zu sagen
haben? Es ist bezeichnend, wenn uns in diesen
Tagen Mandatsträger mit mehr oder weniger
ironischem Unterton erklären, sie seien keine
Abgeordneten mehr, sondern Angeordnete.
Dies ist ein trauriges Bild unserer Demokratie.
Die Volksvertreter sind es, die stellvertretend für
ihre Wählerinnen und Wähler Politik gestalten
und nicht nur Vorschläge der Exekutive ab-
nicken sollen. Im Dialog mit den Abgeordneten
müssen wir deren Selbstbewusstsein wieder
stärken und sie dazu drängen, ihren Wählerauf-
trag wieder selbstbewusst durchzusetzen. 

Trotz aller Ärgernisse hoffe ich mit Ihnen, dass
Sie die Feiertage stress- und ärgerfrei erleben
können, dass Sie in weihnachtlicher Stimmung
die Ruhe und innere Besinnung finden, damit
Sie unbeschwert und fröhlich Weihnachten fei-
ern können. Ich wünsche Ihnen frohe Weih-
nachten und ein neues Jahr 2004, das auch wie-
der positive Perspektiven aufzeigt und Ihnen
Glück, Erfolg und Gesundheit bringt.

Mit kollegialen Grüßen
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Die DSTG-Bundesleitung traf
sich mit den Finanzpolitikern
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion zu einem ausführlichen
Meinungsaustausch in der
Bundesgeschäftsstelle der
DSTG in Berlin. 

Unter Führung des finanzpoli-
tischen Sprechers, Dr. Michael
Meister, nahmen an dem Ge-
spräch teil: MdB Georg Fah-
renschon aus München, MdB
Heinz Seiffert aus dem Wahl-
kreis Ulm, MdB Christian Frei-
herr von Stetten aus dem
Wahlkreis Schwäbisch Hall
Hohenlohe, MdB Elke Wülfing
aus dem Wahlkreis Borken,
NRW. Begleitet wurden die Ab-
geordneten von ihren Frakti-
onsmitarbeitern.

Für die DSTG nahmen am Ge-
spräch teil der Bundesvorsit-
zende Dieter Ondracek, die
stellv. Bundesvorsitzenden
Thomas Eigenthaler, Manfred
Lehmann und Joachim Rothe
sowie Bundesgeschäftsführer
Rafael Zender und Jörg Niede-
roth.

Ausführlich wurde über den
Steuerreformvorschlag des
stellv. CDU-Fraktionsvorsitzen-
den Friedrich Merz debattiert.
Dabei machten die DSTG-Ver-
treter deutlich, dass sie im
Grundsatz dem Merz-Paket
zustimmen können. Ein für die
DSTG wichtiger Punkt, nämlich
der Arbeitnehmerpauschbe-
trag wurde nachgebessert. Die
DSTG-Vertreter machten deut-
lich, es handele sich hier um
keine steuerliche Fördermaß-
nahme, sondern um eine Ar-
beitsvereinfachung, die dazu
dienen sollte, dass im Wer-
bungskostenbereich die Fi-
nanzämter nicht mit „Klein-
kram“ behelligt werden. Dieser
Punkt wurde vom Bundesvor-
stand der CDU nachträglich
akzeptiert. Diese Nachbesse-
rung wird von der DSTG aus-
drücklich begrüßt.

Entfernungs-
pauschale hat sich 
bewährt
Die DSTG sieht aber noch Prob-
leme bei dem völligen Streichen
der Entfernungspauschale. Hier
sei zu bedenken, dass die Fahrt
zur Arbeit in vielen Fällen zwin-
gende Werbungskosten seien.
Da aber in der Praxis nie nach
dem Grund der Fahrt geforscht
werden kann, kann nur im
Schätzungswege Privatbereich
und beruflicher Anlass getrennt
werden. Dies sei mit der Entfer-
nungspauschale gut gelungen.
Das völlige Streichen der Entfer-
nungspauschale würde im
Ergebnis dazu führen, dass kein-
erlei Fahrtkosten zur Arbeits-
stätte mehr abgezogen werden
könnten. Sollte dies so kommen,
werden sicherlich alle Einkom-
mensteuerbescheide, bei denen
dieses zum Tragen kommt,
angefochten werden. Streitig-
keiten bis hin zum Verfassungs-
gericht sind absehbar, denn
nach Ansicht der DSTG-Vertreter
müssten dort, wo die Fahrtko-
sten eindeutig wegen der beruf-
lichen Tätigkeit entstehen, diese
zwingend als Werbungskosten
abgesetzt werden können. 

Zweierlei Maß 
bei Spenden
Das Merz-Papier wird auch
sicher im Bereich der Sonderaus-
gaben zu Diskussionen führen.
Im Merz-Vorschlag bleibt es
beim Spendenabzug für aner-
kannte gemeinnützige Einrich-
tungen einschließlich der politi-
schen Parteien. Der große Block
der Spenden an Sportvereine
entfällt. Hier sind Debatten
absehbar. Wenn dann auch noch
die Steuerfreiheit für Zahlungen
an Übungsleiter aufgehoben
wird, werden die Sportfreunde
massiv getroffen.  Ausdrücklich
begrüßten die DSTG-Vertreter

das Anheben der Grundfreibe-
träge und die Übertragbarkeit
der Grundfreibeträge für die
Kinder auf die Eltern als konse-
quent und sachgerecht. Die Bei-
behaltung des Splitting-Verfah-
rens und die Ausweitung auf die
Kinder ist konsequent. 

Nachbesteuerung
bei Zinsen ist gerecht
Der Ansatz für eine einheitliche
Besteuerung der Kapitalein-
künfte wird von der DSTG
begrüßt. Die DSTG ist aus Ge-
rechtigkeitsgründen gegen eine
definitive Abgeltungssteuer
und sieht die im Merz-Papier
vorgesehene Regelung eines
Quellensteuerabzugs von 24
Prozent und eine ergänzende
Nachbesteuerung im Rahmen
der Veranlagung als den richti-
gen Weg. 

Ausdrücklich begrüßt wird in
diesem Zusammenhang auch
das im Merz-Papier vorgesehe-
ne elektronische Meldeverfah-
ren aller Kapitalsammelstellen.
Diese Forderung erhebt die
DSTG seit langem. Dass die
CDU/CSU nun damit einen
wichtigen Beitrag zur Steuer-
ehrlichkeit leisten will, wird von
der DSTG positiv anerkannt. 

Den Ansatz der beabsichtigten
Besteuerung von Veräußerungs-
gewinnen im Merz-Papier hält
die DSTG für richtig. Nach dem
Merz-Vorschlag soll die Besteue-
rung realisierter Wertsteigerun-
gen des Erwerbsvermögens auf
die ab In-Kraft-Treten des Geset-
zes neu entstehenden Wertstei-
gerungen beschränkt werden.
Dies bedeutet im konkreten Ein-
zelfall, dass der Einstandswert
zum In-Kraft-Treten des Geset-
zes festgestellt werden müsse.
Dies wird in der Praxis Schwie-
rigkeiten bereiten. Die bessere
Lösung wäre, eine fiktive Ge-
winnannahme gesetzlich vorzu-
geben, die dann durch Nach-

weis vom Steuerbürger widerlegt
werden könnte. 

Die im Papier enthaltenen Posi-
tionen zur Gewerbe-, zur Grund-
und zur Erbschaftsteuer finden
im Prinzip die Zustimmung der
DSTG. Im Detail wird allerdings
darüber zu reden sein, wenn die
gesetzlichen Formulierungen
erfolgen. Insgesamt begrüßt die
DSTG die Vorlage des Merz-
Papiers als Anstoß für eine große
Steuerreform. Es bleibt zu hoffen,
dass politische Mehrheiten
wenigstens für eine „Schnitt-
menge“ der verschiedenen vor-
liegenden Reformvorschläge
gefunden werden können. 

Über alle Gesetze wurde gespro-
chen, die in der parlamentari-
schen Beratung sind. Bei der vor-
gelegten Gewerbesteuerreform
kritisiert die DSTG die auf die
Finanzämter zukommende
Mehrarbeit. Bei der knappen Per-
sonalausstattung brauchen die
Finanzämter nicht mehr, sondern
weniger Arbeit. Die Festsetzung
einer Gewerbesteuer mit dem
Ergebnis, sie im Großteil bei der
Einkommensteuer wieder abzu-
ziehen, ist verwaltungs-
ökonomisch unsinnig. Von daher
wäre die Abschaffung der heuti-
gen Gewerbesteuer und die
Umfinanzierung durch Zuschläge
auf Umsatz- und Einkommen-
steuer der bessere Weg gewesen.

Dissens bei Steuer-
änderungsgesetz
2003
Zum Steueränderungsgesetz
2003 erklärte Dr. Meister, drei
Punkte hinderten die CDU/CSU
daran, zuzustimmen. Kritisch
sehe die CDU/CSU-Fraktion die
gesetzliche Verankerung der bis-
herigen Verwaltungsregelung
zum anschaffungsnahen Auf-
wand. Sie hatte ebenso Beden-
ken hinsichtlich der obligatorisch
vorgegebenen jährlichen Aus-
stellung einer zusammenfassen-
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Ein umfangreiches Arbeits-
programm hatten die Dele-
gierten des 21. dbb Gewerk-
schaftstages in Leipzig vom
13. bis 15. November 2003 zu
bewältigen. In insgesamt
fünf Arbeitskreisen berieten
die 560 Delegierten und 349
Gastdelegierten ca. 600
Anträge und Entschließun-
gen, bevor das Plenum end-
gültig über die politische
Marschrichtung des dbb in
den nächsten vier Jahren ent-
schied und abstimmte, ob ein
Antrag angenommen, abge-
lehnt oder zu „Arbeitsmateri-
al“ wurde. Mit 222 Anträgen
hatte der Arbeitskreis „Ein-
kommen“ die meisten Vorla-
gen zu beraten, dicht gefolgt
vom Arbeitskreis „Dienst-
recht“ mit 178 Anträgen.
Kerngedanke der ebenfalls
verabschiedeten Entsch-
ließung zum Reformmodell
21 ist, das Beamten- und
Tarifrecht des öffentlichen
Dienstes grundlegend und
zukunftssicher zu reformie-
ren. Mit diesem Modell soll
der Entwicklung Einhalt
geboten werden, die Beschäf-
tigungsbedingungen Stück
für Stück zu verschlechtern.
Die DSTG mit ihren annä-
hernd 100 Delegierten hatte
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den Bescheinigung der inländi-
schen Kredit- und Fi-
nanzleistungsinstitute für die
Einkünfte aus Kapitalvermögen
und aus privaten Veräußerungs-
geschäften und sie sehe auch
Probleme bei der in Teilberei-
chen vorgesehenen Umkehrung
der Steuerschuldnerschaft bei
der Umsatzsteuer. Alle drei
Punkte im laufenden Gesetzge-
bungsverfahren werden dage-
gen von der DSTG begrüßt. Ins-
besondere können die DSTG-
Vertreter den Widerstand hin-
sichtlich einer vereinheitlichten
zusammengefassten Bescheini-
gung der Kapitalerträge und der
privaten Veräußerungsgeschäf-
te nicht verstehen. Dies ist keine
Kontrollmitteilung, sondern
eine Hilfe für die richtige Erfas-
sung der Kapitalerträge und der
Spekulationsgewinne für die
Steuerbürger selbst und eine
Arbeitserleichterung für die
Steuerverwaltung. Was man
dagegen einwenden könne, ver-
standen die DSTG-Vertreter
nicht, zumal im Merz-Papier
sogar elektronische Mitteilungs-
verfahren vorgesehen sind. 

MdB Dr. Meister erklärte dazu,
es sei Absicht der Bundesregie-
rung, eine Abgeltungssteuer
einzuführen. Wenn die Abgel-
tungssteuer für Kapitalerträge
und Wertzuwächse bei Wertpa-
pierverkäufen komme, dann sei
diese obligatorische Be-
scheinigung überflüssig. Die
DSTG-Vertreter machten deut-
lich, dass sie von der definitiven
Abgeltungssteuer gar nichts
halten und es der bessere Weg
sei, sich um die zutreffende
Erfassung der Kapitalerträge
und der verwirklichten Veräuße-
rungsgewinne zu kümmern.
Dazu wären diese Bescheini-
gungen der richtige Ansatz.
Noch besser wären Kontrollmit-
teilungen, für die es aber derzeit
keine politischen Mehrheiten
gibt. 

Familien mit Kindern
brauchen 
Eigenheimzulage
Bei dem Haushaltbegleitgesetz
2004 betonten die DSTG-Vertre-

ter, die starke Reduzierung der
Entfernungspauschale auf 0,15
Euro je Entfernungskilometer
sei nicht akzeptabel. Die Fahrt
zur Arbeit sei kein Privatvergnü-
gen, sondern vielfach zwingend
beruflich veranlasst. Dieser Tat-
sache müsse mit einer höheren
Entfernungspauschale Rech-
nung getragen werden.
Auch der Wegfall der Eigen-
heimzulage stelle sich für die
DSTG problematisch dar. Die
Eigenheimzulage war verwal-
tungstechnisch kein Problem.
Es gab auch keinerlei Miss-
bräuche. Wenn man aus Finan-
zierungsgründen einsparen

müsse, wäre der bessere Weg
eine Konzentration auf Fami-
lien mit Kindern gewesen.
Eine komplette Streichung
von Eigenheimzulage und
Wohnungsbauprämie wird
dazu führen, dass sich viele
Familien kein Wohneigentum
mehr leisten können. 
Das Gespräch fand in einer
offenen, vertrauensvollen
Atmosphäre statt. Eine Fort-
setzung wurde vereinbart.
Insbesondere soll beim näch-
sten Gespräch die Neurege-
lung der Besteuerung von
Renten und Pensionen disku-
tiert werden.

Letzte Meldung
Am 1. Dezember 2003 hat der
Bundesrat dem Steueränderungs-
gesetz 2003 doch noch zuge-
stimmt. Die im vorgenannten
Artikel beschriebenen Bedenken
der CDU/CSU wurden aufgege-
ben. Die Regelungen zum
anschaffungsnahen Aufwand, zur
obligatorisch vorgebenen Kapita-
lertragsbescheinigung, zur teil-
weisen Umkehr der Steuerschuld-
nerschaft bei der Umsatzsteuer,
zur elektronischen Lohnsteuerkar-
te und zur Begrenzung der steuer-
freien Sonntags-, Feiertags- und
Nachtzuschläge sind somit ab 1.
Januar 2004 geltendes Recht.

DSTG-Chef Dieter Ondracek 
zum dbb Vize gewählt

zusammen mit dem BDZ –
verbunden in der Arbeitsge-
meinschaft „Finanzgewerk-
schaft“ – 50 Anträge beige-
steuert, die bis auf wenige
Ausnahmen angenommen
wurden.

Mit Spannung wurden die
Neuwahlen zur dbb Bundes-
leitung erwartet. Peter Hee-
sen vom Deutschen Philolo-
genverband wurde neuer dbb
Bundesvorsitzender und
Nachfolger von Erhard Geyer,
der aus Altersgründen nicht
mehr kandidierte. Bei der
Wahl des stellvertretenden
dbb Bundesvorsitzenden
konnte sich DSTG-Chef Dieter
Ondracek durchsetzen. Erfolg

auch für Vera Dietrich vom
DSTG-Bezirksverband Westfa-
len-Lippe, die mit einem über-
ragenden Wahlergebnis als
dbb Rechnungsprüferin wie-
dergewählt wurde. Mit Oberfi-
nanzpräsident Dr. Seelig,
Abteilungsleiter im Hessischen
Ministerium der Finanzen,
Christian Adamski und Dr. Rai-
ner Ullrich ist die DSTG im dbb
Schiedsgericht vertreten, in
dem Streitigkeiten der Mit-
gliedsgewerkschaften unter-
einander beigelegt werden
können.

Einen ausführlichen Bericht
über den dbb Gewerkschafts-
tag finden sie in der Heftmitte
als 16-seitige Sonderbeilage.

Dieter Ondra-
cek (rechts)
gratuliert dem
neuen dbb
Bundesvorsit-
zenden Peter
Heesen zu
seinem her-
vorragenden
Wahlergeb-
nis.



W

I

Die Steuer-Gewerkschaft

DSTG magazin – Dezember 2003

DSTG

6

In zeitlichem Zusammenhang
mit dem Gewerkschaftstag des
dbb beamtenbund und tarif-
union tagte vom 12. bis 14.
November 2003 in Leipzig die
dbb tarifunion .

Über 200 Delegierte waren bei
der Wahl des neuen geschäfts-
führenden Vorstands der dbb
tarifunion stimmberechtigt.

beamtenbund und tarifunion.
Kooptiertes Mitglied ist ein
weiteres Mitglied der Bundes-
leitung des dbb beamtenbund
und tarifunion.

Frank Stöhr (komba gewerk-
schaft), der bisherige zweite
Vorsitzende, wurde mit über-
wältigender Mehrheit Nachfol-
ger von Robert Dera, der zum

Ehrenvorsitzenden ernannt
wurde. 

Zweiter Vorsitzender wurde
Willi Russ von der Kommunika-
tionsgewerkschaft Deutscher
Postverband (DPV KOM).

Mit rund 90 Prozent der Stim-
men wurde in seinem Amt als
Vorsitzender der Tarifkommis-
sion und gleichzeitig stellver-
tretender Vorsitzender der dbb
tarifunion, Kollege Helmut
Overbeck (stellvertretender
Bundesvorsitzender und Vor-
sitzender der Tarifkommission
der Deutschen Steuer-Gewerk-
schaft), bestätigt.

Gewerkschaftstag
für einfaches und
transparentes 
Tarifrecht
Der Gewerkschaftstag der dbb
tarifunion hat nach der Neu-
wahl des geschäftsführenden

Vorstandes mit der Entschei-
dung über mehr als 200
Anträge den tarifpolitischen
Kurs der nächsten vier Jahre
bestimmt. 

Speziell mit dem Reformmo-
dell 21 des dbb und den in
die gleiche Richtung zielen-
den Grundsatzanträgen des
geschäftsführenden Vorstan-
des zur „Modernisierung des
öffentlichen Tarifrechts“,
„Tarifautonomie“ und „Quali-
fizierung im öffentlichen
Dienst“ wurden die entschei-
denden Arbeitsfelder der
Tarifarbeit umrissen. 

Die dbb tarifunion setzt sich
damit konkret für eine
Modernisierung und Neuge-
staltung des öffentlichen
Tarifrechts ein, die den
Belangen von Ar-
beitnehmern, Arbeitgebern
und Bürgern gleichermaßen
gerecht wird. Dabei ist das
Tarifrecht zu vereinfachen,
um höchstmögliche Transpa-
renz zu erreichen. Vorrangi-
ges Ziel bleibt es, den
Flächentarifvertrag innerhalb
des öffentlichen Dienstes zu
erhalten und Be-
schäftigungssicherung zu
wahren. 
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Overbeck bleibt bei 
Tarifpolitik am Ruder

Helmut Overbeck

Das Gremium besteht aus dem
ersten und zweiten Vorsitzen-
den, fünf stellvertretenden
Vorsitzenden sowie dem Bun-
desvorsitzenden des dbb

Nahezu vollständig
nahmen die Kolle-
ginnen und Kolle-
gen der DSTG-
Tarifkommission
am dbb Gewerk-
schaftstag 2003
teil.

Protestdemo in Wiesbaden – 
„Nit gebabbelt – uffgerappelt“  
Wut auf den hessischen Minis-
terpräsidenten, Enttäuschung
über gebrochene Wahlverspre-
chen und die Irritationen bei
Urlaub, Gleittag oder Kernzeit-
verletzung: Das waren die An-
triebskräfte für die Teilnahme an
der Protestdemo in Wiesbaden,
zu der der dbb Hessen seine Mit-
glieder aufgerufen hatte.

In allen Ortsverbänden der DSTG
Hessen, in allen Finanzämtern,
der OFD, dem Finanzministeri-
um, bei den Anwärtern  an den
Schulen in Rotenburg, der Hessi-
schen Bezügestelle, im ganzen
Land fanden sich Gleichgesinnte
in Bussen und Bahnen oder in
Fahrgemeinschaften mit dem

Auto ein und machten sich auf
den Weg.

Die Fahrzeiten nach Wiesbaden
waren unerheblich, egal ob ins-
gesamt sechs Stunden oder 16
Minuten: Dabei sein war alles.

Weiß-Blaues DSTG-
Fahnenmeer wogte 
Und so war es denn kein Wun-
der, dass am Sammelplatz
Hauptbahnhof Wiesbaden,
rund um den kleinen DSTG-
Demo-Bus, ein riesiges weiß-
blaues DSTG-Fahnenmeer wog-
te, denn mit über 2 500
Demonstranten waren die
Finanzer gekommen.

Fahnen sowie die restlichen Trö-
ten wurden den Veranstaltern
aus den Händen gerissen. So
konnte die Presse später schrei-
ben, dass die Beamten „mit
Nebelhörnern einen Riesenlärm
veranstaltet“ haben.

Eindrucksvoll der Protestzug mit
dem dbb – Landesvorsitzenden
Walter Spieß (DSTG) und der
DSTG-Landesvorsitzenden Anne
Schauer sowie weiteren Mitglie-
dern der Landesleitung an der
Spitze. Unübersehbar und unü-
berhörbar die Präsenz der Finan-
zer aber im Schulterschluss mit
Kolleginnen und Kollegen von
Polizei, Justiz und Feuerwehrleu-
ten. 

Besonders viel Dampf (durch die
Tröten) wurde vor dem Finanzmi-
nisterium abgelassen – ohren-
betäubend. Kein Wunder.
Erklärungen brauchen wir nicht
hierfür.

Auf dem Dern’schen Gelände
ging es richtig zur Sache. Der dbb
Landesvorsitzende Walter Spieß
wurde in seiner Rede immer wie-
der von zustimmenden Pfiffen,
Tröten und von einem riesigen
Sprechchor unterbrochen: „Koch
muss weg, Koch muss weg.“
Daher dauerte seine Rede etwas
länger. Das machte aber nichts,
weil eine tolle Stimmung mit ei-
nem einzigartigen Wir-Gefühl
fast zum Greifen war. 

„Ich glaub, mich tritt
ein Pferd“
Am Ende war der Vorsitzende
heiser. Walter Spieß hat mit voll-
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er Seele uns allen aus dem Her-
zen gesprochen. Hier ein paar
Auszüge aus seiner kämpferi-
schen Rede:

„Ich glaub, mich tritt ein Pferd!
So habe ich es empfunden, als
wir auf der Pressekonferenz des
hessischen Ministerpräsidenten
Roland Koch am 2. 9. 2003 zur
Kenntnis nehmen mussten

� Absenkung des Weihnachts-
geldes über jegliche Schmerz-
grenze hinaus

� Gänzliche Streichung des
Urlaubsgeldes ab A 9

� Einführung der 42-Stunden-
Woche

� Einstellungsstopp

� Ausscheren aus der Tarifge-
meinschaft

� Berufliches Ausbremsen des
Tarifpersonals.

Dies alles läuft unter dem Stich-
wort: Operation Sichere
Zukunft, sprich OSZ. Für uns im
öffentlichen Dienst bedeutet
OSZ nur

O rganisierter
S icherer
Z usammenbruch.
...für Koch gilt nicht nur: Was
kümmert mich mein dummes
Geschwätz von gestern, nein, er
dreht sich um 180 Grad. Er ver-
kauft seine Kehrtwendung als
mutige, entschlossene, un-
ausweichliche Entscheidung
und sich als den überlegenen
Macher, zeigt sich von allen
Argumenten und Protesten
unbeeindruckt und lässt sich im
Kreise seiner Getreuen auch
noch als den „eisernen Roland“

feiern. Wir werfen ihm nicht nur
Wortbruch vor, wir werfen ihm
vor allem das Übermaß vor, mit
dem er uns mit Sparmaßnah-
men und verordneter Mehrar-
beit, die an die Substanz geht,
überzieht.

Jetzt soll mit einem Federstrich
die Wochenarbeitszeit unter
Gehaltseinbußen auf die Re-
kordmarke von 42 Stunden
hochgeschraubt werden.

...Wir lassen uns auch nicht län-
ger mit dem Argument „sicherer
Arbeitsplatz“ abspeisen. Jahre-
lang werden uns unter dieser
Überschrift ständig „Sonderop-
fer“ abverlangt. Der öffentliche
Dienst hinkte schon vor dieser
nun drohenden Abzocke um
mehr als 14 % hinter den
Erwerbseinkommen in der frei-
en Wirtschaft zurück.

...Wir bluten gerade im Beam-
tenbereich durch nicht erfolgte
oder verzögerte Besoldungsan-
passungen. Ständig dreht man
durch Versorgungsabschläge
und Niveauabsenkungen an
unserer Altersversorgung. All
dies wird und wurde uns unter
der Überschrift „sicherer Ar-
beitsplatz“ stammtischwirksam
verkauft.

Wir können das nicht mehr
hören – es hängt uns zum Halse
heraus.

...Allein in Hessen fehlen mehr
als 1 000 Leute in den Finanz-
ämtern. Leute, die sich nicht nur
selbst finanzieren, sondern tat-
kräftig am Abbau des Staatsde-
fizits mithelfen könnten. Wenn
überall in Deutschland die Steu-

erquellen besser sprudeln, hat
sich auch die Sache mit dem
Finanzausgleich geregelt. Wo
ein Wille ist, ist auch ein Weg.

...Wie wäre es denn, statt die
Hoheitsverwaltung in einer be-
triebswirtschaftlich ausgerichte-
ten, sauteuren SAP-Welt ab-
bilden zu wollen und hierzu die
ohnehin zu erbringenden Ver-
waltungsleistungen über einen
wesensfremden Produktkatalog
umzudefinieren, sich auf die
Kernaufgaben zu besinnen.

...Auch ein Politiker sollte an den
Satz denken: „Bei allem, was du
tust, bedenke das Ende.“ Wir,
die Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes, Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter werden
genau beobachten, wie man mit
uns umgeht.

„Danksagung“ der DSTG

Die Kolleginnen und Kollegen
des DSTG- Ortsverbandes Groß –
Gerau sorgten mit ihren auf der
Rednertribüne vorgetragenen
Dankeswünschen bei der Kund-
gebung – oft durch Beifall unter-
brochen – für ein weiteres High-
light:

DANKE HERR 
MINISTERPRÄSIDENT:
� dafür, dass Sie mit gutem Bei-

spiel vorangehen. Sie setzen
Ihre Diätenerhöhungen bis
2005 nur aus, der öffentliche

Dienst bekommt auf Dauer
Weihnachtsgeld gekürzt und
Urlaubsgeld gestrichen. Gott
sei Dank gibt es da keinen
Unterschied;

� dafür, dass Sie uns zeigen, was
Loyalität ist. Mit Ihrer Glaub-
würdigkeit geben Sie uns ein
leuchtendes Beispiel;

� dafür, dass der lästige jährliche
Streit um das Urlaubsziel ent-
fällt;

� dafür, dass die Einführung von
SAP der Streichung nicht zum
Opfer fällt. Somit können wir
weiterhin wertvolle Personen
für die Umstellung zur Verfü-
gung stellen;

� dafür, dass Sie mit der Stunde-
nerhöhung den Eindruck
erwecken, die Steuererklärun-
gen werden schneller bearbei-
tet. Bei weniger Personal – kein
Problem;

� dafür, dass die Männer pünkt-
lich ihr Essen bekommen.
Dadurch, dass Betreuungsan-
gebote unbezahlbar werden,
können die Frauen sich wenig-
stens richtig um die Familie
kümmern und gleich ganz zu
Hause bleiben;

� dafür, dass Tarifangehörige kei-
nen höherwertigen Dienstpo-
sten mehr bekommen dürfen.
Das höhere Gehalt hierfür wür-
den sie auch nur ausgeben.

(Ein ehrliches) Danke, DSTG –
Ortsverband Groß-Gerau.

DSTG entwickelt Eckpunkte
für Fortbildungskonzept
Am 17. November 2003 hielt
der Bildungsausschuss seine
zweite Sitzung des Jahres tur-
nusgemäß in der DSTG-Bun-
desgeschäftsstelle in Berlin ab.
Der Ausschussvorsitzende
Hans-Werner Kaldenhoff 
konnte den Bundesvorsitzen-
den Dieter Ondracek sowie
den stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden Thomas Eigent-
haler und die weiteren
Ausschussmitglieder, die Kolle-
gin Helene Wildfeuer (bfg BV
Nordbayern), Christina Köhler
(DSTG-Jugend) sowie die Kolle-

gen Hans Günter Altenkirch
(DSTG-LV Hessen) und Josef
Fromme (Referat Aus- und
Fortbildung Finanzbehörde
FHH), begrüßen.
Nach einem ausführlichen In-
formationsaustausch über den
Sachstand zur Entwicklung
bundesweit einheitlicher Fort-
bildungsmaßstäbe befasste
sich der Ausschuss mit den
Eckpunkten der Steuerbeam-
tenausbildung und ihrer
Praxistauglichkeit. Das Gremi-
um kam überein, dass die Aus-
bildung anhand der prakti-
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Im Rahmen
ihrer Landes-
hauptvor-
standssitzung
besuchte die
DSTG Bran-
denburg auch
die DSTG-
Bundesge-
schäftsstelle in
Berlin. Bun-
desgeschäfts-
führer Rafael
Zender, der
diesem Lan-
desverband
angehört,
erläuterte
Organisation
und Arbeits-
weise der Bundesgeschäftsstelle. Die aktuellen Entwicklungen in der
Steuergesetzgebung, der Organisation der Finanzverwaltungen
sowie des Dienstrechts bildeten eine gute Grundlage für die sich
anschließende, sehr lebhaft geführte Diskussion.
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schen Gegebenheiten ausge-
richtet bzw. angepasst werden
müsse. Neben der Schulung
des materiellen Steuerrechtes
sei mehr denn je die Aneig-
nung des „Blickes für das
Wesentliche“ notwendig,
damit die jungen Steueran-
wärterinnen und Steueranwär-
ter nach bestandener Lauf-
bahnprüfung im Alltag nicht
überfordert werden. Die prak-
tische Handhabung steuer-
rechtlicher Fallgestaltungen
müsse in Ausbildung und Prü-
fung mehr Gewicht erhalten,
um die theoretische Ausbil-
dung möglichst effektiv zu
untermauern. 

In einem ersten Erfahrungsbe-
richt nach der Novellierung des
Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetzes (StBAG) sowie der
Steuerbeamten-Ausbildungs-
und Prüfungsordnung 
(StBAPO) zog der Ausschuss
das Fazit, dass die neuen Mög-
lichkeiten noch nicht genü-
gend genutzt werden. 

Intensiv beschäftigte sich der
Bildungsausschuss mit dem im

Juni 2003 auf dem 15. Steuer-
Gewerkschaftstag angenom-
menen Leitantrag zur Aus- und
Fortbildung in der Steuerver-
waltung. Erarbeitet werden
soll ein Konzept zu den Eck-
punkten einer effektiven und
breit angelegten Fortbildung,
welche flexibel und inhaltlich
differenziert an den jeweiligen
Arbeitsplätzen in der Steuer-
verwaltung ausgerichtet ist. 

Der Bildungsausschuss stimmt
überein, die Veränderungen im
Steuerungsrecht, im Besteue-
rungsverfahren und in der Ver-
waltungsorganisation und 
-technik seien so gravierend,
dass das Fortbildungsangebot,
aber auch die Fortbildungswei-
se diesen veränderten Anfor-
derungen dringend angepasst
werden müssen.

Im Detail wird über die Eck-
punkte des Fortbildungskon-
zeptes der DSTG in einer der
nächsten Ausgaben des Maga-
zins berichtet.

Dieser Tage stand beim Bun-
desverfassungsgericht in einer
öffentlichen Anhörung die Pra-
xis der Besteuerung von Wert-
papierveräußerungsgewinnen
zur Debatte. Die Schönrederei
der Parlamentarischen Staats-
sekretärin Dr. Barbara Hen-
dricks war dabei erschreckend.
Nach ihrer Einlassung ist die
Welt an der Steuerfront heil
und in Ordnung. Offenbar ist
Frau Dr. Hendricks weit von der
Realität entfernt. Die Bundes-
regierung sieht sich in ihrer
Ansicht bestärkt, dass ein
strukturelles Vollzugsdefizit im
Bezug auf die Besteuerung von
privaten Wertpapierveräuße-
rungsgewinnen nicht besteht,
schreibt sie in einer Pressemit-
teilung. Wir fragen uns, wann
sie zuletzt in einem Finanzamt
war. Weiter steht in der Pres-
seerklärung zu lesen: „Die
Finanzverwaltung ist mit den
ihr zur Verfügung stehenden
Mittel sehr wohl in der Lage,
den Verifikationsauftrag aus

dem Zinsurteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 1991
nachzukommen.“ In welchem
Finanzamt die Welt so heil ist,
verrät sie allerdings nicht.
Weiter ist zu lesen „Dies ist
allerdings mit einem hohen
Personaleinsatz verbunden,
der auch darauf zurückzu-
führen ist, dass die Finanzge-
richtsbarkeit noch nicht zu
einer einheitlichen Auslegung
des § 30 a AO gelangt ist“.
Damit kommt sie der Realität
schon etwas näher. Denn die-
ser hohe Personaleinsatz
kann nicht erbracht werden,
weil er in keinem Finanzamt
vorhanden ist. Wer sich selbst
belügt, will die Realität nicht
wahrnehmen. Die Frage muss
gestellt werden, warum die
Bundesregierung gerade in
diesem Punkt Steuerhinter-
ziehung tolerieren will. Alle
Bemühungen, die Einnahmen
zu stabilisieren, werden durch
eine solche Haltung ins Zwie-
licht gebracht. 
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Der Bildungsausschuss
(von links): Fromme,
Kaldenhoff, Köhler,
Wildfeuer, Altenkirch
und Eigenthaler.

Frohe Weihnachten und besinnliche, ruhige
Festtage wünscht die DSTG allen Leserinnen
und Lesern unseres Magazins. Für das Jahr
2004 wünschen wir Ihnen Gesundheit, Glück,
Erfolg und ein wenig Ruhe an der „Steuer-
front“.
Frieden und persönliches Wohlergehen ist
unser aller Hoffnung. 

Träumerei über 
angeblich heile Welt an
der Steuerfront

DSTG magazin – Dezember 2003



Die Steuer-Gewerkschaft

DSTG magazin – Dezember 2003

DSTG

10

sche Staatssekretär im Bundes-
innenministerium, Fritz-Rudolf
Körper. Die Oberfinanzpräsiden-
ten Dr. Fritz-Helmut Karraß (OFD
Erfurt), Albrecht Pfister (OFD
Frankfurt), Dieter Riempp (OFD
Stuttgart), Karl Rolfes (OFD 
Rostock), Dr. Horst Seelig (OFD
Nürnberg), Peter Skrodzki (OFD
Berlin), Klaus Staschik (OFD
Chemnitz), Erhard Stollberg (OFD
Magdeburg), Dr. Manfred Walz
(OFD Karlsruhe) sowie Finanzprä-
sident Gero Weber (OFD Chem-

10
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Als dienstältestes Mitglied
der Bundesleitung hielt Kolle-
gin Anne Schauer die Lauda-
tio auf den Jubilar.

Bundesfinanzminister Hans
Eichel, der finanzpolitischer
Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, 
Dr. Michael Meister und
Staatssekretär Volker
Halsch (rechtes Bild) gra-
tulierten Dieter Ondracek.

Für die FDP-Frak-
tion im Deutschen
Bundestag gratu-
lierte deren
Obmann im Bun-
destagsfinanz-
ausschuss Prof.
Dr. Andreas Pink-
wart.

Neben dem Finanz- war auch
das Innenministerium hoch-
karätig vertreten: Parlamentari-
scher Staatssekretär Fritz-
Rudolf Körper im Gespräch mit
Dieter Ondracek

Meister, finanzpolitischer Spre-
cher der CDU/CSU-Fraktion,
Prof. Dr. Andreas Pinkwart,
Obmann der FDP-Fraktion im
Bundestagsfinanzausschuss,
sowie die Bundestagsmitglieder
Antje Blumenthal (CDU), Hanne-
lore Roedel (CSU) und Jochen
Welt (SPD) begrüßen. Ihre
Glückwünsche überbrachten der
Staatssekretär des Bundesmini-
steriums der Finanzen, Volker
Halsch, und der parlamentari-

nitz), die Vizepräsidentin des
Bundesamtes für Finanzen
Gabriele Hahn und Ministerialrat
Gerhard Sennlaub vom Bundes-
ratsfinanzausschuss waren unter
den Gratulanten in Berlin. An
dem Empfang des Bundesvorsit-
zenden nahmen der in Leipzig
neu gewählte Bundesvorsitzende
des dbb beamtenbund und tari-
funion, Peter Heesen, der erste
Vorsitzende der dbb tarifunion,
Frank Stöhr, die stellvertretenden
dbb Bundesvorsitzenden Heinz
Ossenkamp, Klaus Dauderstädt,
Willi Russ sowie die Ehrenvorsit-
zenden des dbb beamtenbund
und tarifunion Erhard Geyer und
Werner Hagedorn sowie der
DSTG-Ehrenvorsitzende Her-
mann Fredersdorf teil.

Herzlich begrüßen konnte
Ondracek neben weiteren nam-
haften gewerkschaftlichen Ver-
tretern den UFE-Vizepräsident
Nico Goor, den Vorstandsvorsit-

Geburtstagsempfang in Berlin
Der 60. Geburtstag des DSTG-
Bundesvorsitzenden Dieter On-
dracek führte am 26. November
2003 viele Vertreter aus Politik,
Verwaltung, Presse, Wirtschaft,
Gewerkschaften und Verbän-
den im dbb forum in Berlin
zusammen. 

Der Jubilar konnte neben Bun-
desfinanzminister Hans Eichel
prominente Politiker wie Jörg-
Otto Spiller, Sprecher der Ar-
beitsgemeinschaft Finanzen
der SPD-Fraktion, Dr. Michael
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Ein Freund 
offener Worte
In ihrer Begrüßungsrede zeich-
nete die stellvertretende Bun-
desvorsitzende, Anne Schauer,
den Lebensweg des Bundesvor-
sitzenden nach und stellte des-
sen gesellschaftliches und
gewerkschaftliches Engagement
heraus. Neben seinem gewerk-
schaftlichen Engagement in der
DSTG, das Anfang der siebziger
Jahre begann, sei vor allem die
Arbeit im bayerischen Roten

zenden der BHW Holding AG,
Herrn Reinhard Wagner, den
Finanzvorstand Hennig R. Eng-
mann und das Vorstandsmit-
glied Jens Bauer. Von den Steu-
erberatern waren der Vizepräsi-
dent der Bundessteuerberater-
kammer Manfred Dehler, der
Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Steuerberaterver-
bandes Prof. Dr. Axel Pestke und
die Geschäftsführerin der Steu-
erberaterkammer Schmidt-
Keßeler gekommen. Zahlreich
waren die Mitglieder des dbb
Bundesvorstandes und des
DSTG-Bundesvorstandes
erschienen. 

Kreuz seit frühester Jugend her-
vorzuheben. Die Grundsätze des
Deutschen Roten Kreuzes –
Menschlichkeit, Unparteilich-
keit, Neutralität und Unabhän-
gigkeit – habe Ondracek auch in
die gewerkschaftliche Arbeit
hineingetragen, sodass diese
zum Grundverständnis der DSTG
geworden seien. Der Bundesvor-
sitzende, ein Mann der klaren
Worte, lege den Finger immer
dort in die Wunde, wo es not-
wendig sei. Dies reiche von
unsinnigen Gesetzesvorhaben,

die von den Kolleginnen und Kol-
legen vor Ort nicht umgesetzt
werden könnten, über die Forde-
rung zur Aufhebung des Banken-
geheimnisses bis zur freimütigen
Kritik, wenn sich Einkommens-
millionäre durch Wohnsitzverla-
gerung ins Ausland vor dem
Steuerzahlen drücken. Wegen
seines gewerkschaftlichen Ein-
satzes sei er jetzt konsequenter-
weise zum stellv. Bundesvorsit-
zenden des dbb beamtenbund
und tarifunion gewählt worden.
Anne Schauer dankte dem Jubi-

Der Vorstandsvorsitzen-
de der BHW Holding AG
Reinhard Wagner, dbb
Bundesgeschäftsführer
Gerd Eßer und BTA-Ge-
schäftsführer Jürgen
Marchand im Gespräch.

Der Sprecher der Arbeitsgrup-
pe Finanzen der SPD-Frakti-
on im Bundestag, Jörg-Otto
Spiller, überbrachte die Glück-
wünsche der SPD-Fraktion.

Die Bundestagsabgeordneten und
DSTG-Mitglieder Antje Blumenthal,
Hannelore Roedel (oberes Bild) und
Jochen Welt (rechtes Bild) waren
ebenfalls mit von der Partie.
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merpauschbetrag (1 044 Euro)
an den Werbungskosten-
Pauschbetrag angepasst wer-
den, der den Rentenbeziehern
zusteht
(102 Euro). Zur Vermeidung
eines sprunghaften Anstiegs
des steuerpflichtigen Teils, ins-
besondere bei niedrigen Versor-
gungsbezügen, wird als Aus-
gleich dem Versorgungsfreibe-
trag ein entsprechender Zu-
schlag hinzugerechnet, der
dann ebenfalls gleichmäßig für
jeden ab 2006 neu in Ruhe-
stand tretenden Jahrgang
abgeschmolzen wird. Nach Ab-
lauf der Übergangsphase sind
dann die Besteuerungsunter-
schiede, die im geltenden Recht
zwischen Renten und Pensio-
nen und den Einkünften der
aktiv Erwerbstätigen bestehen,
beseitigt, so der allgemeine Teil
der Begründung des Referente-
nentwurfs.

Das Bundesministerium der
Finanzen hat den Entwurf eines
Gesetzes zur Neuordnung der
einkommensteuerrechtlichen
Behandlung von Altersvorsor-
geaufwendungen und Alters-
bezügen (Alterseinkünftege-
setz) vorgelegt.

Das Bundesverfassungsgericht
hatte im Urteil vom 6. März
2002 entschieden, dass die un-
terschiedliche Besteuerung der
Beamtenpensionen nach § 19
EStG und der Renten aus der
gesetzlichen Rentenversiche-
rung nach § 22 Nr. 1 Satz 3
Buchstabe a EStG mit dem
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1
Grundgesetz unvereinbar ist.
Das Gericht verpflichtete den
Gesetzgeber, spätestens mit
Wirkung ab 1. Januar 2005 eine
verfassungskonforme Neurege-
lung zu treffen. Der vorgelegte
Gesetzentwurf soll den Auftrag
des Bundesverfassungsgerichts
erfüllen. Dabei soll eine steuer-
rechtssystematisch schlüssige
und folgerichtige Behandlung
von Altersvorsorgeaufwendun-
gen und Altersbezügen erreicht
werden, die in die Konsolidie-
rungspolitik eingebettet,
gesamtwirtschaftlich und sozi-
al tragfähig ist und unter Nut-
zung generalisierender, typisie-
render und pauschalierender
Regelungen sowohl der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit
der Steuerpflichtigen als auch
der Notwendigkeit einfacher

und praktikabler Anwendung
Rechnung trägt.

Im Groben sieht der Referenten-
entwurf die grundlegende Um-
gestaltung der einkommensteu-
errechtlichen Behandlung von
Altersvorsorgeaufwendungen
und Altersbezügen vor. Als tra-
gendes Element der Neuord-
nung wird auch bei Renten aus
den gesetzlichen Rentenversi-
cherungen die so genannte
nachgelagerte Besteuerung ein-
geführt. Konkret bedeutet dies,
dass ab 2005 schrittweise bis
2025 Beiträge zur Altersvorsorge
steuerfrei gestellt werden, im
Gegenzug die Renten in Schrit-
ten bis 2040 voll besteuert wer-
den.

Haushaltsrisiken und
Zweifachbesteue-
rung vermeiden
Diese Lösung soll die gleich-
mäßige, verfassungskonforme
und generationsadäquate Be-
steuerung während und nach
der Erwerbsphase sichern.
Durch eine langfristige Über-
gangsregelung würden un-
tragbare Haushaltsrisiken ver-
mieden und gleichzeitig würde
eine Zweifachbesteuerung weit-
gehend ausgeschlossen werden.

Der Referentenentwurf sieht
Änderungen bei der privaten
kapitalgedeckten Altersvorsorge
(„Riester-Rente“) vor. Ein verein-
fachtes Antragsverfahren (Dau-

erzulageantrag) soll eingeführt
werden. Durch eine Datenabfra-
ge bei dem zuständigen Träger
der gesetzlichen Rentenversi-
cherung kann die zentrale Stelle
die beitragspflichtigen Einnah-
men selbst ermitteln, sodass in
der Regel entsprechende Anga-
ben im Zulageantrag künftig
entfallen können und sollen. 

Auch im Bereich der kapitalge-
deckten betrieblichen Altersver-
sorgung soll langfristig in allen
fünf Durchführungswegen zur
nachgelagerten Besteuerung
übergegangen werden. 

Nach Ablauf der Übergangspha-
se für die Besteuerung (im Jahr
2040) sollen Beamtenpensio-
nen, Werkspensionen und Ren-
ten einkommensteuerrechtlich
gleichbehandelt werden. Um
dies zu erreichen, sollen die Vor-
gaben des Bundesverfassungs-
gerichts im Hinblick auf den
gleichmäßigen Abbau bestehen-
der altersspezifischer Vergünsti-
gungen aufgegriffen werden.
Dazu sei es erforderlich, den Ver-
sorgungsfreibetrag für Beam-
ten- und Werkspensionen sowie
den Altersentlastungsbetrag für
übrige Einkünfte abzuschaffen.
Dies geschieht im Referenten-
entwurf schrittweise für jeden
ab 2006 neu in Ruhestand tre-
tenden Jahrgang. Die Freibeträ-
ge sollen in dem Maße verrin-
gert werden, in dem die Be-
steuerungsanteile der Leibren-
ten erhöht werden. Diese Be-
träge werden für jeden Jahrgang
festgeschrieben. Daneben soll
bei Beziehern von Beamten- und
Werkspensionen der Arbeitneh-
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lar für seinen gewerkschaftli-
chen Einsatz und wünschte ihm
im Namen der Anwesenden für
die zukünftige Arbeit alles Gute. 

Gemeinsam gegen
Steuerkriminalität
Bundesfinanzminister Eichel
wies in seinen Gratulationswor-
ten auf die gute Zusammenar-
beit mit der DSTG hin und
machte deutlich, dass sich viele
Positionen seines Hauses mit

denen der DSTG decken würden.
So trete auch er für eine breite
und zielgenaue Bekämpfung
von Steuerkriminalität und
Schattenwirtschaft sowie
Umsatzsteuerbetrug ein. Die
DSTG unter ihrem Bundesvorsit-
zenden habe er als unabhängi-
gen Sachwalter für ein einfache-
res und gerechtes Steuersystem
kennen und schätzen gelernt.
Nach der Erläuterung aktueller
steuergesetzlicher Vorhaben
sowie der derzeitigen Diskussi-

on zum Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt machte Eichel seinen
Einsatz für eine Bundessteuer-
verwaltung deutlich und
wünschte für die Zukunft eine
gute Zusammenarbeit sowie
dem Jubilar viel Kraft und alles
Gute.
Der Bundesvorsitzende des dbb
beamtenbund und tarifunion,
Peter Heesen, zeigte sich nach
der Enttäuschung über das
Fernbleiben der politischen Pro-
minenz beim dbb Gewerk-

schaftstag in Leipzig hoch
erfreut über die zahlreich
anwesenden Politikerinnen und
Politiker. Heesen dankte für die
enge und konstruktive Zusam-
menarbeit zwischen dbb und
DSTG.
Der Bundesvorsitzende dankte
nochmals herzlich allen Anwe-
senden für ihre Glückwünsche
und erläuterte, dass die Veran-
staltung ein Forum für Diskus-
sionen, Kontakt- und Erfah-
rungsaustausch bieten solle.

Neue Rentenbesteuerung
mit erheblichen Mängeln
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Ondracek: Gesetz
praktisch nicht
umsetzbar

Am 18. November 2003 fand im
Bundesministerium der Fi-
nanzen die Expertenanhörung
zu diesem Referentenentwurf
statt, bei der die DSTG durch
DSTG-Chef Dieter Ondracek und
Bundesgeschäftsführer Rafael
Zender vertreten war.

In seinen Statements wies
DSTG-Chef Dieter Ondracek, wie
dies im Übrigen auch von ande-
ren Experten bestätigt wird, dar-
auf hin, dass der Wechsel zur
nachgelagerten Besteuerung
durch das Bundesverfassungs-
gerichtsurteil nicht zwingend
vorgegeben sei. Die Ungleich-
heit der Besteuerung bei Beam-
tenpensionen und Renten könne
auch dadurch beseitigt werden,
dass der Versorgungsfreibetrag
im notwendigen Maß erhöht
werde, um faktisch für die Be-
amtenpensionen eine gleich-
niedrige Besteuerung wie bei
den Renten zu erreichen, bei
denen nur ein sogenannter
„Ertragsanteil“ besteuert wird.

„Bei der Erstellung des Entwurfs
hat man an fast alles gedacht,
nur nicht an die Umsetzbarkeit“,
so DSTG-Chef Dieter Ondracek
weiter. Der Gesetzentwurf stehe
wegen seiner Kompliziertheit
und der fehlenden praktischen
Umsetzbarkeit im Gegensatz zu
den im politischen Raum festzu-
stellenden Bestrebungen für ein
einfaches, schlankes Steuer-
recht. Plastisch legte Ondracek
an zwei fiktiven Steuerbeschei-
den für das Jahr 2005 und das
Jahr 2010 dar, dass der Be-
arbeiter aufgrund der Günsti-
gerprüfungen für ein richtiges
Ergebnis bei Berechnung ohne
PC jeweils mindestens einen
halben Tag  benötige.

In den Mittelpunkt rücke auch
die Frage, wie und ob ein solches
Gesetz programmierbar sei. Die
Steuerverwaltungen hätten
kaum Programmierkapazitäten,
die notwendigen Programmier-
arbeiten bis zum Jahr 2005 zu
leisten, so 
Ondracek.

Benachteiligung 
der Pensionäre bleibt
vorerst
Hinsichtlich einer langen Über-
gangsfrist von 35 Jahren wies

die DSTG zum einen darauf hin,
dass die Benachteiligung der
Pensionsempfänger weiterhin
bestehen bleibe, zum anderen
das Steuerrecht für die näch-
sten 35 Jahre nicht einfacher,

sondern weiter verkompliziert
werde. Es sei nicht systemge-
recht, dass der Be-
steuerungsanteil der Renten ab
dem Jahr 2005 mit 50 Prozent
beginnen soll und bei der Pen-
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„Viele Finanzbeamte sind sich
nicht bewusst, den großen
Dichter und universellen Den-
ker Johann Wolfgang von
Goethe in ihren Reihen zu ha-
ben. Als „Behördenleiter“ der
Weimarer Finanzkammer, den
in dieser Funktion verfolgten
Maximen, nachgewiesenen
Leistungen und erzielten Erfol-
gen ist uns Goethe noch heute
ein leuchtendes Vorbild. Daher
wird er im Steuermuseum mit
Büste und steuerlichem Wir-
ken besonders gewürdigt. Be-
merkenswert ist, wie konse-
quent er sich gegen die her-
kömmlichen steuerlichen
Standesprivilegien richtete
und zum Vorreiter einer am
Postulat der Besteuerung nach
der Leistungsfähigkeit orien-
tierten Gerechtigkeitsbesteue-
rung machte. Das reich bebil-

derte, informative, fachkundig
zusammengestellte und kom-
mentierte, flüssig zu lesende
Büchlein stellt uns einen vielen
Menschen bisher unbekannten
Goethe vor und gibt Anreize, sich
schon in der Ausbildung mit der
Steuergeschichte zu befassen
und daraus Lehren für die Steu-
erpolitik und die Entwicklung
unseres Steuerrechts zu ziehen.
Dazu kann auf die Finanzge-
schichtliche Sammlung (Steuer-
museum, Historische Bibliothek
und steuerhistorisches Archiv
der Bundesfinanzakademie)
zurückgegriffen werden (Nä-
heres im Internet unter der
Homepage www.bundes-
finanzakademie. de).“ 

Dr. Detlef Roland,
Präsident der Bundesfinanz-

akademie im Bundesministerium
der Finanzen

14

Goethe im Finanzdienst
Das Weihnachtsgeschenk nur noch bis zum 31. Dezember
2003 zum Subskriptionspreis von 10,- € (zzgl. Versandkosten)

Bestellungen:

� telefonisch: 0 30/20 62 56-650

� per Telefax: 0 30/20 62 56-601

� per E-Mail: stgv@dstg-verlag.de

Bestellung 
Goethe im Finanzdienst

I. Subskriptionspreis
Hiermit bestelle ich zum Subskriptionspreis (bis 31. 12.
2003)

_______Expl. zum Preis von 10,– €/Expl. zzgl. Versandkosten

II. Normalpreis
Hiermit bestelle ich zum Normalpreis (ab 1. 1. 2004)

_______Expl. zum Preis von 15,– €/Expl. zzgl. Versandkosten

________________________________________________
(Unterschrift)

Leserstimme zu „Goethe im
Finanzdienst“

sionsbesteuerung keine Konse-
quenzen gezogen werden. Zum
Ausgleich der dann im Ver-
gleich zu den Renten auch wei-
terhin übermäßigen Be-
steuerung von Pensionen muss
nach Ansicht der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft ein Ver-
sorgungsfreibetrag  geschaffen
werden, der ohne betragsmäßi-
ge Deckelung und somit im
Regelfall zu weitaus höheren
Steuerfreistellungen führen
müsste, als der derzeit auf 40
Prozent festgelegte, aber auf
maximal 3 072 Euro beschränk-
te Versorgungsfreibetrag.
Ondracek forderte deshalb, den
Versorgungsfreibetrag auf min-
destens 7 000 Euro anzuheben,
bis die ungleiche Behandlung
bei der Pensionsbesteuerung
aufgehoben ist. Ansonsten
werden die meisten Versor-
gungsempfänger gegenüber
den Beziehern von Altersrenten
weiterhin langfristig benachtei-
ligt, sodass dem Verfassungsge-
richtsurteil nicht entsprochen
werde.

Die DSTG wies auf den deutli-
chen Anstieg der Fallzahlen in
den Finanzämtern durch die
„Rentnerfälle“ hin.

Ohne Kontroll-
mitteilung wackelt
das System

Die im § 22 a EStG vorgesehe-
nen Rentenbezugsmitteilungen
an eine zentrale Stelle unter-
stützte Ondracek nachdrück-
lich. Diese Vorschrift sei für ein

Funktionieren der Besteuerung
unabdingbar. Die Kontrollmittei-
lung sei notwendig und Grund-
lage für die Verifizierung. Wenn
diese Kontrollmitteilung nicht
eingeführt würde, wie dies von
interessierter Seite gefordert
wird, „wackele“ das ganze Ver-
fahren.

Abschließend wies Ondracek
darauf hin, dass auch eine Re-
gelung für die Rentner gefunden
werden müsse, die ihren Wohn-
sitz bei Rentenbezug ins Aus-
land verlegt hätten. Hier fehle
eine Zuständigkeitsregelung für
die Rentner, z. B. auf Mallorca,
da das Wohnsitz-Finanzamt
nicht existiere und ein Vermö-
gensfinanzamt ebenfalls oft-
mals fehle.

Das BMF sagte eine eingehende
Prüfung der Verbesserungs- und
Änderungsvorschläge zu, insbe-
sondere wolle man prüfen, ob
auf die Günstigerprüfungen,
durch die es zu erheblichen Ver-
komplizierungen kommt, ver-
zichtet werden könne.

Der weitere Verfahrensablauf
beim Alterseinkünftegesetz wird
sich so gestalten, dass nach
einer Überarbeitung des Refe-
rentenentwurfs dieser am 3.
Dezember im Kabinett be-
handelt und anschließend in
den Bundestag eingebracht
wird. In der ersten Lesung wird
der Entwurf an den Bundestags-
finanzausschuss überwiesen,
wo die DSTG dann bei der Exper-
tenanhörung nochmals ihre Vor-
stellungen zum Alterseinkünfte-
gesetz einbringen wird.
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Tauschecke

IStAI´in (m. D.) aus Hessen (OFD Frankfurt) sucht aus fam.
Gründen dringend Tauschpartner/in aus Niedersachsen (OFD
Hannover) – bevorzugt FA Stade/Zeven. Ein Versetzungsan-
trag wurde bereits gestellt – evtl. auch Ringtausch. Kontakt
Tel. (d. 0 69 / 25 45 20 38; E-Mail: Minkath@web.de

� Sts`in mittlerer Dienst (A 6) aus dem Finanzamtsbereich der
OFD Cottbus/BRB, FA Potsdam-Land, sucht aus privaten
Gründen dringend einen Tauschpartner aus dem Finanzamts-
bereich OFD Chemnitz/Sachsen (bevorzugte FÄ Riesa,
Meißen, Döbeln, Oschatz oder Grimma),
anke.d.schmidt@gmx.de

� Steuersekretärin/in gesucht, der/die aus dem Freistaat
Sachsen in eines der nachfolgenden Bundesländer wechseln
möchte: Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen, Baden-Württem-
berg, Bayern. Wir versuchen, einen Ringtausch zu organisie-
ren.  Tel.: 0 45 41 / 88 21 36.

� Steuerinspektorin A 9 aus NRW, FA Brühl (OFD Düsseldorf)
sucht dringend aus privaten Gründen Tauschpartner/in aus
Bayern (OFD Nürnberg oder OFD München). Versetzungsan-
trag wurde bereits gestellt. Wunschfinanzamt ist Regens-
burg. Tel.: 01 73/410 50 58; E-Mail: Petra.Scheuren@FA-
5224.fin-nrw.de

� Steueroberinspektorin aus NRW (OFD Düsseldorf) sucht
aus familiären Gründen dringend eine/n Tauschpartner/in
aus Niedersachsen (OFD Hannover). Der Versetzungsantrag
ist bereits gesellt. Tel.: 01 76 / 21 00 60 94.

� StOS`in aus NRW (OFD Münster – FA Siegen) sucht aus
familiären Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFD Düsseldorf (Köln). Bevorzugte Finan-
zämter sind Bonn Innen- oder Außenstadt, Siegburg, St.
Augustin, Tel.: 02 71/48 90 440

� Steuerobersekretärin A 7 sucht dringend aus familiären
Gründen eine/n Tauschpartner/in, welche/r aus dem
Geschäftsbereich Berlin in den Geschäftsbereich NRW wech-
seln möchte. Die Stelle in NRW wäre ab Oktober 2003 frei, da
ich mich zzt. im Erziehungsurlaub befinde. Bei Interesse bitte
unter 03 30 56/278 66 melden.

� Welcher A 9er möchte aus dem Bereich der OFD Chemnitz 
in den Bereich der OFD Köln oder nach Niedersachsen 
wechseln? Bitte meldet euch dringend unter 
Tel.: 01 71/99 75 888 oder E-Mail: regeena@gmx.de

StAM Hessen sucht Tauschpartner aus Baden-Württemberg
(OFD Karlsruhe). E-Mail: Jasmin.Weidner@schroff.de,
Tel. 01 72/72 831 43.

� Welcher A 9er aus Rheinland-Pfalz möchte in den Bereich
OFD Köln wechseln? Bitte meldet euch dringend unter 
Tel.: 01 73/5 42 63 72 oder E-Mail an:
Patricia.Malcherek@mediatec.biz




